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porträt

In Europa werden in raschem

Tempo neue Gesetze gegen die
Netzwerkkriminalität geschaf-
fen. Christian Schwarzenegger
und Sarah Summers von der
Universität Zürich haben den
Prozess der Rechtsharmonisie-

rung und ihre Folgen für die
Schweiz untersucht.

«C. elegans ist uns viel
ähnlicher, als mir wohl ist.»

Projekte rund um C. e/egans verfolgt. Man
untersucht DNA-Reparaturmechanismen
ebenso wie die Entwicklung des Nerven-
systems. Und man macht sich daran,
das so genannte Proteom des Wurms zu
identifizieren, also alle in den Zellen
gebildeten Proteine.

Schnuppertage im Wurmlabor
Seit 2001 wirkt er in Zürich, unlängst ist er
zum Vizepräsidenten der naturwissen-
schaftlichen Fakultät gewählt worden.
Auch die Lehre gehört hier zu seinen
Aufgaben, und man merkt, dass er dieses
Pensum nicht als blosse Pflichterfüllung
betrachtet. Er hat ein Graduierten-

Programm in molekularen Lebenswissen-
schatten initiiert, dem schon über 150

Doktorierende angehören.
Um der ständig steigenden Zahl von

Bewerbungen gerecht zu werden, wurde
unlängst die Zurich Life Science Graduate
School gegründet. Neu dabei sei, dass die
Studierenden für dieses Programm aktiv
rekrutiert werden. Die Kandidaten werden
für drei Tage nach Zürich eingeladen,
wo sie sich ein Bild von den Gruppen
machen können. Umgekehrt bekommen
auch die Gruppenleiter einen Eindruck

von den Qualitäten der Kandidaten.
Das sei besonders für junge Professoren
interessant, deren Name noch nicht so

bekannt ist, dass ihnen gute Studierende
die Tür einrennen. Er wird wissen,
wovon er spricht, es ist ja nur etwas
mehr als zehn Jahre her, dass er sich
in derselben Situation befand. Auch
bei der Gründung eines Lernzentrums
über moderne Biologie war er die trei-
bende Kraft. Es soll sich zu einem Ort
entwickeln, wo die Mittelschülerinnen
und -schüler für biologische Fragen
begeistert werden und sich die Lehrer
gleichzeitig fachlich weiterbilden können.
Damit soll mitgeholfen werden, den
Life-Science-Bereich im Mittelschul-
Unterricht qualitativ aufzuwerten.

Michael Hengartner sprüht vor Un-
ternehmungslust, wenn er von seinen

Projekten erzählt. Er hat zwar schon
eine Menge erreicht, aber er versichert:
«Ich bin noch nicht müde.» Und dabei

vergisst er nie, wem er all seine Erfolge
zu verdanken hat und wer im Labor, wo
er immerhin Chef über zwanzig Mitar-
beitende ist, stets das letzte Wort hat:
«The worm is always right.»

Der Nationale Latsis-Preis mit einer Preissumme
von 100000 Franken wird vom Schweizerischen
Nationalfonds im Auftrag der Genfer Latsis-
Stiftung verliehen. Die Preisverleihung findet am
11. Januar 2007 im Rathaus Bern statt.

VON ANDREAS MERZ

ILLUSTRATION MATHIAS BADER

Urheberrechtsverletzungen,

Be-

trug, Erpressung und sexuelle
Ausbeutung - es gibt kaum ein
Verbrechen, das im Internet
nicht verübt wird. Eines der

Mittel gegen diese so genannte Netzwerk-
kriminalität sind gesetzliche Sanktionen.
Sie können jedoch nur wirksam sein,

wenn sie grenzüberschreitend koordiniert
werden. «In der Europäischen Union hat
bei der Schaffung von neuem Strafrecht
in den letzten Jahren ein eigentlicher
Boom stattgefunden», sagt Christian
Schwarzenegger, Professor am rechtswis-
senschaftlichen Institut der Universität
Zürich. Zusammen mit seiner Assistentin
Sarah Summers hat er eine Studie über
Netzwerkkriminalität und Sicherheit
von Informationssystemen in Europa ver-
fasst und dabei auch die Auswirkungen des

neuen europäischen Rechts auf die
Schweiz untersucht.

FORSCHES TEMPO IN DER EU

In der EU wurden in den letzten Jahren
rechtliche Instrumente geschaffen, die
sich unter anderem gegen Spam, Kinder-
pornografie, Angriffe auf Informations-
Systeme und Betrug im bargeldlosen
Zahlungsverkehr richten.

In der Schweiz ist die Gesetzgebung
weniger weit fortgeschritten. Zwar wurden
in den letzten Jahren zwei Gesetzes-
entwürfe ausgearbeitet, welche die Ver-
antwortlichkeit von Providern und die

Bundeskompetenzen in der Strafverfol-
gung regeln. Schwarzenegger geht jedoch
davon aus, dass die Umsetzung noch einige
Zeit in Anspruch nehmen wird. Als
treibende Kraft hinter der Schaffung von
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STRAFRECHT IM CYBERSPACE
neuem Strafrecht in Europa steht die

EU-Kommission. Ihre Vorlagen müssen

vom Ministerrat der Mitgliedstaaten und

vom EU-Parlament abgesegnet werden.

Fundament für die neuen Gesetze sind

einerseits der Vertrag der Europäischen
Gemeinschaft über die vier Wirtschaft-

liehen Freiheiten und anderseits das

Unionsrecht, das die Zusammenarbeit von
Polizei und Justiz regelt. Haben Ministerrat
und Parlament ein Gesetz einmal ver-
abschiedet, wird es von den Mitgliedstaaten
meist diskussionslos übernommen, wenn
auch nicht immer umgesetzt. Nun beginnt
sich allerdings Widerstand gegen die

Strafrechtsharmonisierung zu regen: «Die

Kommission schiesst zurzeit weit über das

hinaus, was die Mitglieder wünschen»,

meint Schwarzenegger. Die Staaten stellen

fest, dass sie jährlich neue Anforderungen
umzusetzen haben, und sehen zum
Teil ihre nationale Rechtskultur in Gefahr.

Juristen und Juristinnen seien von
den Entwicklungen der letzten Jahre

überrascht worden. Bis jetzt gibt es dazu

erst wenige wissenschaftliche Arbeiten.

«Mit unserer Studie möchten wir einen

Beitrag zu dieser Diskussion leisten.»

Interessant seien nicht zuletzt die Konse-

quenzen für das bestehende Recht.

Als das Strafrecht vor rund 150 Jahren
entwickelt wurde, entwarf man ein ganz-
heitliches System, das später ergänzt und

verändert werden konnte. «Heute beob-

achten wir in Europa den umgekehrten
Weg», erklärt Schwarzenegger: «Das Recht

wird nicht nach systematischen Grund-
sätzen entwickelt, sondern nach der

Bedürfnislage in einzelnen Politikberei-
chen. So werden punktuell neue Regeln

geschaffen, die nicht immer in Einklang
zueinander stehen.» Als Beispiel für
solche Widersprüche nennt er die Rege-

lungen über die Teilnahme an Straftaten

oder darüber, welches Land über einen

Fall die Strafhoheit haben soll.

FOLGEN FÜR DIE SCHWEIZ

In den bilateralen Verträgen zwischen

der EU und der Schweiz spielen die

Harmonisierungstendenzen noch prak-

das Recht in Bezug auf Netzwerkkrimi-
nalität noch anpassungsbedürftig ist,

bleibt in vielen Bereichen auch die

Gerichtspraxis diffus. Rechtliche Defizite

bestehen laut Schwarzenegger etwa bei
der Haftung der Provider, bei Angriffen
auf Informationssysteme oder bei den

Strafbarkeitsgrenzen der Pornografie.
Was bedeutet also die europäische Ent-

wicklung für die Schweiz? «Grundlage für
die Verfolgung der Kriminalität sind
Rechtshilfe und schneller Datenaustausch

zwischen den Strafverfolgungsbehörden»,

sagt Schwarzenegger. «Wenn aber in der

Schweiz die gesetzliche Basis fehlt, kann
keine Rechtshilfe geleistet werden.» Für
die internationale Zusammenarbeit sei die

heutige Situation deshalb problematisch.
Womöglich wird der Schweiz am Ende

nur der autonome Nachvollzug bleiben:

Der Bund müsste in diesem Fall das

EU-Recht eins zu eins übernehmen.

Christian Schwarzenegger, Sarah Summers: The
emergence of EU criminal law. Hart Publishing,
Oxford, 2007 (erscheint demnächst)
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